
 

 

 

Anlage 8.1 - 8.8 zu GD 481/18 

Stadt Ulm 

Beschlussvorlage 
 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Söflinger Straße - Elisabethenstraße - Blücherstraße“ 
 

Abwägung zur öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange 
  
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde durchgeführt. Parallel dazu wurden 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereiche durch die Planung berührt werden, unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit keine Stellungnah-
men vorgebracht. 
 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden zum Entwurf des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften gehört: 
 

- Deutsche Telekom 
- Evangelische Gesamtkirchengemeinde 
- Handwerkskammer Ulm 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Katholische Gesamtkirchenpflege 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis / Kreisgesundheit 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen -Ref. 21 / Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Stadtwerke Ulm / Neu-Ulm (SWU) 
- Fernwärme Ulm (FUG) 
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Zentralplanung Unitymedia BW GmbH 
- Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU) 
- Feuerwehr Ulm 

 
Keine Stellungnahme bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen zur Planung wurden von fol-
genden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange vorgebracht: 
 

- Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 12.10.2018 
- Evangelische Gesamtkirchengemeinde 
- Handwerkskammer Ulm 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Katholische Gesamtkirchenpflege 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen -Ref. 21 / Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Feuerwehr Ulm 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren wurden von fol-
genden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange vorgebracht.  
 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Fernwärme Ulm GmbH (FUG),  
mit Schreiben vom 08.10.2018 (Anlage 8.1) 
 
Die Äußerung vom 22.05.2018 im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung bleibt weiterhin beste-
hen: 
Im Grundsatz bestehen keine Einwände. 
Die bestehenden Gebäude sind an das Fernwär-
menetz angeschlossen, deshalb sollte die FUG 
frühzeitig vor Beginn der Abbrucharbeiten infor-
miert werden, da der bestehende Hausanschluss 
zurückgebaut und eventuell Fernwärmeleitungen 
gesichert werden müssen. Die neu zu erstellen-
den Gebäude können ebenfalls wieder an das 
Fernwärmenetz der FUG angeschlossen werden.  
 

 
 
 
Die Stellungnahme wurde im Hinblick auf 
den Rückbau der bestehenden Leitungen 
sowie die Möglichkeit zum Anschluss der 
geplanten Gebäude an das Fernwärmenetz 
zur Berücksichtigung bei den weiteren Pla-
nungen und zwecks frühzeitiger Abstim-
mung an die Vorhabenträgerinnen weiterge-
leitet. 
 

Polizeipräsidium Ulm,  
mit Email vom 09.10.2018 (Anlage 8.2) 
 
Zu dem Bebauungsplan ergibt sich gegenüber 
der im ersten Durchgang abgegebenen Stellung-
nahme keine Änderung, weshalb das Polizeiprä-
sidium auf eine erneute Stellungnahme verzich-
tet. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und auf die Stellungnahme der 
Verwaltung zu dem Schreiben im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und TÖB siehe Anlage 7.1 - 7.12 verwiesen. 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis / 
Kreisgesundheit,  
mit Schreiben vom 11.10.2018 (Anlage 8.3) 
 
Nach erneuter Durchsicht der Unterlagen in der 
öffentlichen Auslegung bestehen aus Sicht des 
Fachdienstes Gesundheit gegen den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan keine Einwendungen.  
Die Anregungen / Hinweise aus der Stellungnah-
me vom 18.06.2018 bleiben zur frühzeitigen 
Berücksichtigung und Weiterleitung an die Archi-
tekten und die Vorhabenträgerin bestehen, damit 
das Gesundheitsamt an den konkreten Bauvor-
haben mit infektionshygienischer Relevanz wei-
terhin beteiligt wird. 
 

 
 
 
 
Die in der Stellungnahme aufgeführten Hin-
weise sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens. Die Stellungnahme wurde 
zur Berücksichtigung an die Architekten und 
die Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH,  
mit Schreiben vom 11.10.2018 (Anlage 8.4) 
 
Zur oben genannten Planung hat die Deutsche 
Telekom bereits mit Schreiben vom 18.06.2018 
fristgerecht Stellung genommen. Die Anregun-
gen und Bedenken sind ausreichend berücksich-
tigt. 
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Gegen die Planung bestehen keine Einwände. 
Im Bereich der Söflinger Straße und Blücherstraße 
befinden sich TK-Linien und Schachtbauwerke 
der Telekom auf öffentlichem Grund, welche 
nicht beeinträchtigt werden dürfen. Die Leitun-
gen liegen gewöhnlich auf einer Tiefe von ca. 
0,60 m und im öffentlichen (Gehsteig-) Bereich. 
Sollten Umlegungen oder Änderungen notwen-
dig sein, sind die entstehenden Kosten vom Aus-
löser zu tragen. Zur genauen Ortung der Leitun-
gen empfiehlt die Telekom bauseits Suchschlitze. 
Die Telekom bittet zwecks rechtzeitiger Koordina-
tion, über Baumaßnahme so früh wie möglich, 
mind. 16 Kalenderwochen vor Baubeginn, schrift-
lich informiert zu werden. 
 

Die bestehenden Leitungen im öffentlichen 
Straßenraum werden durch die geplante 
Bebauung nicht tangiert. Innerhalb der Bau-
flächen befinden sich lediglich Hausanschlüs-
se, die vor Beginn der Abrissarbeiten rückge-
baut werden müssen. Die Kosten werden von 
den Vorhabenträgerinnen als Verursacher der 
Maßnahme getragen. Die Stellungnahme 
wurde zur Berücksichtigung bei der weiteren 
Planung an die Vorhabenträgerinnen weiter-
geleitet. 
Die Deutsche Telekom wird im Zuge der 
koordinierten Leitungsplanung frühzeitig in 
die weiteren Planungsschritte eingebunden.
 

Zentralplanung Unitymedia BW GmbH, 
mit Email vom 15.10.2018 (Anlage 8.5) 
 
Die Anregungen aus der Stellungnahme vom 
25.05.2018 gelten unverändert weiter. 
 
Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der 
Unitymedia BW GmbH. Es besteht grundsätzli-
ches Interesse, das glasfaserbasierte Kabelnetz in 
Neubaugebieten zu erweitern und damit einen 
Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung 
für die Bürger zu leisten. 
 

 
 
 
 
 
  
Bei dem Plangebiet handelt es sich nicht um 
ein Neubaugebiet, sondern um eine bereits 
erschlossene Fläche. Unitymedia-Leitungen 
liegen in den angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsflächen. Es bestehen Hausanschlüs-
se, die vor Beginn der Abrissarbeiten rückge-
baut werden müssen. Die Stellungnahme 
wurde deshalb zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin-
nen weitergeleitet. 
 

Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
mit Email vom 24.10.2018 (Anlage 8.6) 
 
Von Seiten des Regierungspräsidiums Freiburg 
sind zum offengelegten Planvorhaben keine wei-
teren Hinweise oder Anregungen vorzubringen, 
es wird auf die weiterhin gültige Stellungnahme 
vom 19.06.2018 (Az. 2511//18-04611) verwie-
sen: 
 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologi-

sches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 

oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 

darin getroffenen Aussagen im Verantwortungs-

bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme 

u.a. folgender geotechnischer Hinweise in den 

Bebauungsplan. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wurde zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an die Vorhaben-
trägerinnen weitergeleitet.  
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Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbe-

reich von Lößführender Fließerde mit unbekann-

ten Mächtigkeit. Im tieferen Untergrund stehen 

vermutlich die Gesteine des Oberen Juras an. Mit 

lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzun-

gen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet 

sind, ist zu rechnen. Mit einem kleinräumig deut-

lich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-

tergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene or-

ganische Anteile können zu zusätzlichen bau-

technischen Erschwernissen führen. Der Grund-

wasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 

Verkarstungserscheinungen sind nicht auszu-

schließen.  

 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflä-

chenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich 

zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 

138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstel-

lung eines entsprechenden hydrologischen Versi-

ckerungsgutachtens empfohlen. 
 

Es werden objektbezogene Baugrunduntersu-

chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 

durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 
Stadtwerke Ulm / Neu-Ulm Netze GmbH, 
mit Schreiben vom 05.11.2018 (Anlage 8.7) 
 
Es wird auf die Stellungnahme vom 27.06.2018 
verwiesen, die weiterhin aufrecht erhalten wird, 
und um frühestmögliche Information der SWU zu 
weiteren Schritten gebeten: 
 
Im Grundsatz bestehen keine Einwände. 
 
Die Strom-, Gas- und Trinkwassernetzanschlüsse 
der zum Abbruch vorgesehenen Gebäude müs-
sen rechtzeitig vor Abbruchbeginn von der 
Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH zu Lasten 
des Bauherrn getrennt werden. Aus den vorgela-
gerten Netzen ist die Versorgung mit Trinkwas-
ser, Erdgas und Strom durch die Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH möglich. 
Die SWU bittet um frühestmögliche Einbindung 
und Information. 
 
Die öffentliche Beleuchtung auf dem Grundstück, 
entlang der Söflinger Straße, muss an die geplan-
ten Baumstandorte angepasst werden. 
Des Weiteren sind am Haus Blücherstraße 5, 
Söflinger Straße 75 und Elisabethenstraße 37 
Teile der öffentlichen Straßenbeleuchtung (z.B. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wurde zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an die Vorhaben-
trägerinnen weitergeleitet. Die SWU wird 
frühestmöglich in die weiteren Planungs-
schritte eingebunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beleuchtung tangierende Veränderungen 
sind in diesem Bereich nicht geplant. 
 
Im Durchführungsvertrag (§10) wurde eine 
Regelung zur Abstimmung und Kostentra-
gung durch die Vorhabenträgerinnen aufge-
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Anker der Seilleuchten) angebracht. 
Falls es für die Baumaßnahme notwendig ist, 
Teile der öffentlichen Straßenbeleuchtung abzu-
bauen bzw. diese beeinträchtigt werden, bittet 
die SWU um frühzeitige Abstimmung zur Pla-
nung u.a. für den Abbau, die Errichtung eines 
Provisoriums und das Wiederanbringen am Ge-
bäude. Die Kostenübernahme ist vorab mit der 
Stadt abzustimmen. Der Fassadenbauer sollte 
frühzeitig die öffentliche Straßenbeleuchtung in 
seiner Planung berücksichtigen und z.B. entspre-
chende Fassadenanker einplanen und mit der 
SWU abstimmen. 
  

nommen. 
Sollten bei den geplanten Baumaßnahmen 
teile der Straßenbeleuchtung abgebaut wer-
den müssen, wird die SWU frühzeitig in die 
entsprechenden Planungen eingebunden.  
 

 

Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU), 
mit Schreiben vom 14.11.2018 (Anlage 8.8) 
 
Der Mindestabstand von neu zu pflanzenden 
Bäumen zu öffentlichen Kanälen muss gemäß 
dem Regelwerk DWA-M 162 (Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle) 2,50 m betragen 
(Außenkante Rohr zur Achse des Baumes). Eine 
Unterschreitung des Mindestabstandes bis auf 
1,50 m darf nur in Ausnahmefällen erfolgen. In 
diesem Fall ist ein Wurzelschutz vorzusehen.  
 

Es ist die Abwassersatzung der Stadt Ulm zu be-
achten. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Erschließungsplanung 
an die Vorhabenträgerinnen weitergeleitet.  
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Kastler, Heinrich (Stadt Ulm)

Von: Marker, Valentina (RPF) [Valentina.Marker@rpf.bwl.de]
Gesendet: Mittwoch, 24. Oktober 2018 15:38
An: Info (Stadt Ulm); Kastler, Heinrich (Stadt Ulm)
Betreff: TÖB: Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Söflinger Straße - Elisabethenstraße - 

Blücherstraße", Stadt Ulm

Ihr Schreiben vom 05.10.2018 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 19.06.2018 (Az. 2511//18-04611) sind von unserer 
Seite zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Valentina Marker 
 

Regierungspräsidium Freiburg 
| Referat 91 - Geowissenschaftliches Landesservicezentrum 
| 
| Regierungspräsidium Freiburg 
| Abt.9 - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Albertstr. 5, 
| 79104 Freiburg (Brsg.) 
| Postfach, 79095 Freiburg (Brsg) 
| 
| Telefon : 0761-208-3045 
| FAX : 0761-208-393029 
| E-Mail : mailto:valentina.marker@rpf.bwl.de 
| WWW-LGRB : http://www.lgrb-bw.de 
| WWW-RPF : http://www.rp-freiburg.de 
!--------------------------------------------------------------------!  
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